
Wer enthält sich der Stimme? - Mit Ja haben gestimmt 187 Ab­
geordnete. Mit Nein haben gestimmt 148 Abgeordnete. Enthal­
ten haben sich der Stimme 11 Abgeordnete. Damit ist diese Vor­
lage angenommen.

(Beifall bei CDU/DA)

Der Abgeordnete Weiß hat darum gebeten, eine persönliche Er­
klärung zur Abstimmung abgeben zu dürfen. Ich bitte um Ruhe.

Weiß (Bündnis90/Grüne):

Vielen Dank, Herr Präsident. Seit dem Fall der Mauer warten 
die Menschen in beiden deutschen Staaten darauf, daß die Ein­
heit Deutschlands endlich vollendet werde. Ich gehöre zu denen, 
die im Herbst aufgebrochen sind für Demokratie und für die Ein­
heit Deutschlands. Deshalb erfüllt mich mit Trauer, daß dieser 
Einigungsprozeß nicht in der entschlossenen Gemeinsamkeit al­
ler Demokraten gestaltet wird, sondern belastet ist von pubertä­
ren parteipolitischen Hahnenkämpfen.

Niemand in unseren Städten und Dörfern hat dafür noch Ver­
ständnis. Hinzu kommt, daß der Einigungsprozeß gefährdet ist 
durch die Agonie unserer Wirtschaft und die bitterernsten sozia­
len Erschütterungen. Der verheißene Aufschwung der Wirt­
schaft nach der Währungsunion ist ausgeblieben. Die Regierung 
der DDR erweist sich zunehmend als in sich gespalten, und auch 
die westdeutschen Politiker und Wirtschaftler sind, wie sich 
zeigt, keine Wunderärzte, die unsere Erbkrankheit Sozialismus 
heilen könnten.

Deshalb sollten beide deutschen Regierungen sobald als mög­
lich abgewählt werden, um solchen Mehrheiten in Deutschland 
den Weg zu ebnen, die den Einigungsprozeß konsequent gestal­
ten und so, daß allen Bürgerinnen und Bürgern in Ost und West 
die Früchte der Einheit zugute kommen. Darauf sollen und wol­
len die Menschen nicht mehr länger warten müssen.

Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben.

Das muß ich heute leider auch meiner Fraktion sagen, die 
mehrheitlich für einen späteren Wahltermin votiert hat. Die 
Menschen brauchen Sicherheit und Hoffnung. Unser Volk hat 
Parteiengezänk und Dauerlamento satt.

Deshalb habe ich trotz verfassungsrechtlicher Bedenken für 
den vom Ministerpräsidenten vorgeschlagenen Wahltermin ge­
stimmt.

(Beifall bei CDU/DA)

Deshalb bin ich für den Beitritt im Kontext zu den Wahlen und 
sobald die Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 4:

Antrag des Ministerrates
Gesetz zum Vertrag zur Vorbereitung und Durchführung 
der ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundes­
tages zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland vom 3. August 1990 
(Verfassungsgesetz)
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 173).

Ich bitte den Minister des Innern, Herrn Dr. Diestel, die Be­
gründung des Gesetzentwurfes vorzunehmen.

Dr. Diestel, Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Mi­
nister für Innere Angelegenheiten:

Herr Minister! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die 
Drucksache Nr. 173 - Gesetz zum Vertrag zur Vorbereitung und

Durchführung der ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen 
Bundestages zwischen der Deutschen Demokratischem Repu­
blik und der Bundesrepublik Deutschland vom 3. August 1990 
(Verfassungsgesetz) liegt Ihnen einschließlich der Anlagen so­
wie dem Antrag vor.

Mit dem Wahlvertrag werden die Grundsätze des Wahlsy­
stems und die Prinzipien der Leitung und Gestaltung der Wahl 
der Bundesrepublik Deutschland übernommen. In der Präambel 
sind die wichtigsten Prämissen für den Vertrag ausgeführt und 
begründet. Der Kern besteht darin, die erste gesamtdeutsche 
Wahl des Deutschen Bundestages durch das ganze Volk vorzu­
bereiten. Dazu soll die Wahl nach einheitlichem Wahlrecht auf 
der Grundlage des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahl­
ordnung auch im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu­
blik durchgeführt werden.

Das schließt Änderungen, Anpassungen des Bundeswahlge­
setzes ein und gewährleistet die Gleichheit der Wahl im gesam- 
ten*Wahlgebiet. In den Artikeln des Vertrages sind hierzu die 
entsprechenden Grundsätze enthalten.

Artikel 1 bestimmt den Geltungsbereich des Bundeswahlge­
setzes mit den in der Anlage bezeichneten Änderungen und 
Maßgaben. Die in Artikel 2 genannten Paragraphen des Partei­
engesetzes der BRD definieren den Begriff der Partei (§ 2 Abs. 1), 
die Gleichbehandlung der Parteien (§ 5) sowie die Erstattung der 
Wahlkampfkosten (§§ 18 bis 21).

Hervorzuheben ist, daß politische Vereinigungen der DDR 
den Parteien im Sinne des § 2 Abs. 1 des Parteiengesetzes der ' 
BRD gleichgestellt sind. In den Artikeln 2 bis 8 werden weitere 
Grunfragen für die Übernahme des Wahlrechts der BRD gere­
gelt. Ich möchte hier beispielhaft folgende aufführen:

- die Anpassung der Bundeswahlordnung auch an den Gel­
tungsbereich für die Länder Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen sowie 
Berlin;

- die Zuständigkeit des Bundeswahlleiters für die Vorberei­
tung und Durchführung der Wahlen im Zusammenwirken 
mit den Landeswahlleitern und dem Wahlbüro der Republik 
und

- die Sicherung der vollen Betätigungsfreiheit der Parteien im 
Rahmen der Gesetze.

In der Anlage zum Vertrag zur Vorbereitung und Durchfüh­
rung der ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundes­
tages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut­
schen Demokratischen Republik sind prinzipielle Änderungen 
und Maßgaben für die Anwendung des Bundeswahlgesetzes 
festgeschrieben, so im Teil I:

1. Die Zahl der Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
wird von 518 auf 656 und die Zahl der Abgeordneten nach Kreis- w 
Wahlvorschlägen von 259 auf 328 erhöht. Damit werden in den 
Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen- 
Anhalt, Sachsen und Thüringen sowie in Berlin Ost 144 Abgeord­
nete für den gemeinsamen Bundestag gewählt.

2. Der § 53 des Bundeswahlgesetzes ist, wie in der Anlage er­
sichtlich, eine Neufassung. Bedeutsam ist hierbei, daß der Bun­
deswahlleiter zwei Mitglieder mit Wohnsitz in der DDR in den 
Bundeswahlausschuß beruft.

3. Die Fristen für die Wahl werden, wie sie in der Anlage enthal­
ten sind, wesentlich verkürzt und gelten für die Durchführung 
der Wahl im gesamten Wahlgebiet.

4. Die Wahlkreise, die Ihnen als Anhang vorliegen, entsprechen 
den Prämissen des Bundeswahlgesetzes.

Im Teil II sind für die Anwendung des Bundeswahlgesetzes 
auf die Vorbereitung und Durchführung der Wahl in den Län­
dern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-An­
halt, Sachsen und Thüringen sowie Berlin in den Ziffern 1 bis 10 
unter anderem folgende Maßgaben geregelt:

1. Die Zuständigkeit für die Gliederung und Bildung der Wahl­
ordnung.
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